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Änderungsantrag 1
Gabriele Zimmer

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. erinnert an die Erklärung der Vereinten 
Nationen über das Recht auf Entwicklung 
von 1986, in der bekräftigt wird, dass das 
Recht auf Entwicklung ein 
unveräußerliches Menschenrecht ist, in 
dessen Rahmen allen Menschen und 
Völkern das Recht eingeräumt wird, an der 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
kulturellen Entwicklung teilzunehmen, 
ihren Beitrag zu dieser Entwicklung zu 
leisten und von ihr zu profitieren; ist daher 
der Ansicht, dass die EU dieses Recht nicht 
untergraben darf, sondern vielmehr dazu 
verpflichtet ist, es durch internationale 
Abkommen zu stützen;

2. erinnert an die Erklärung der Vereinten 
Nationen über das Recht auf Entwicklung 
von 1986, in der bekräftigt wird, dass das 
Recht auf Entwicklung ein 
unveräußerliches Menschenrecht ist, in 
dessen Rahmen allen Menschen und 
Völkern das Recht eingeräumt wird, an der 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
kulturellen Entwicklung teilzunehmen, 
ihren Beitrag zu dieser Entwicklung zu 
leisten und von ihr zu profitieren; ist daher 
der Ansicht, dass die EU dieses Recht nicht 
untergraben darf, sondern vielmehr dazu 
verpflichtet ist, es in internationale 
Abkommen zu integrieren und als 
Leitlinie europäischer Politiken zu 
verfolgen;

Or. de

Änderungsantrag 2
Judith Sargentini

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2a. bedauert, dass weltweit nach wie vor 
kein ganzheitlicher Ansatz im Hinblick 
auf die Einhaltung der Menschenrechte 
durch Unternehmen existiert, wodurch es 
einigen Staaten und Unternehmen 
möglicht wird, diese zu missachten; 
fordert die Kommission auf, Maßnahmen 
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zur Rationalisierung und zum 
Benchmarking privater Initiativen im 
Bereich der sozialen Verantwortung von 
Unternehmen zu ergreifen, insbesondere 
durch die Ausarbeitung eines einzigen 
Referenzdokuments zu entsprechenden 
Regeln und Verfahrensweisen, die ein 
sozial verantwortungsbewusstes 
Unternehmen einhalten sollte;

Or. en

Änderungsantrag 3
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2b. ist der Ansicht, dass freiwillige 
Initiativen von Unternehmen im Bereich 
der Menschenrechte durch einen 
verbindlichen Ansatz ergänzt werden 
sollten, bei dem die Möglichkeit, 
Unternehmen für 
Menschenrechtsverletzungen zur 
Verantwortung zu ziehen, im Mittelpunkt 
steht; fordert die EU auf, die Schaffung 
eines eindeutigen internationalen 
Rechtsrahmens anzustreben, durch den 
die Verantwortung und die Pflichten von 
Unternehmen in Bezug auf 
Menschenrechte geregelt werden;

Or. en

Änderungsantrag 4
Gabriele Zimmer

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. begrüßt Freihandelsabkommen und 
jegliche Bemühungen zur Förderung des 
Handels mit und zwischen 
Entwicklungsländern als zuverlässige 
Grundlage für eine stabile und 
nachhaltige Entwicklung; begrüßt 
insbesondere die Schaffung regionaler 
Freihandelszonen, die bei Beachtung der 
WTO-Bestimmungen durch 
Zollermäßigungen, eine Möglichkeit zur 
Förderung des Handels zwischen den 
Entwicklungsländern bieten;

entfällt

Or. de

Änderungsantrag 5
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. begrüßt Freihandelsabkommen und 
jegliche Bemühungen zur Förderung des
Handels mit und zwischen
Entwicklungsländern als zuverlässige 
Grundlage für eine stabile und nachhaltige 
Entwicklung; begrüßt insbesondere die 
Schaffung regionaler Freihandelszonen, 
die bei Beachtung der WTO-
Bestimmungen durch Zollermäßigungen, 
eine Möglichkeit zur Förderung des 
Handels zwischen den 
Entwicklungsländern bieten;

3. fordert die Kommission auf, die 
Entwicklung eines fairen Handels mit 
Entwicklungsländern als zuverlässige 
Grundlage für eine stabile und nachhaltige 
Entwicklung anzustreben; fordert die EU 
daher nachdrücklich auf, in ihre 
Entwicklungsvereinbarungen eine starke 
Unternehmens- und 
Menschenrechtskomponente 
einzubeziehen, einschließlich 
sektorbezogener Handelsabkommen wie 
z. B. im Bereich des Fischereiwesens, der 
Stahlindustrie und der Textilindustrie;

Or. en
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Änderungsantrag 6
Gabriele Zimmer

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. weist darauf hin, dass die Fischerei, 
insbesondere die handwerkliche Fischerei, 
und die damit verbundenen 
Wirtschaftszweige in vielen 
Entwicklungsländern eine wesentliche 
Rolle bei der Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen, für die Erzielung von 
Staatseinnahmen und den Exporte sowie 
für die Aufrechterhaltung lokaler 
Gemeinschaften spielen; bringt seine 
Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass es 
durch Überfischung und illegale Fischerei 
zu einer Abwanderung kommen und somit 
die nachhaltige Entwicklung ernsthaft in 
Gefahr gebracht werden könnte; fordert 
daher, dass die EU mit den 
Entwicklungsländern Fischereiabkommen 
abschließt, um die einheimische 
Fischereiindustrie zu fördern, die 
Fischbestände zu überwachen, gegen 
Überfischung und illegale Fischerei 
vorzugehen, die biologische Vielfalt zu 
bewahren sowie die Hygiene- und 
Gesundheitsstandards zu erhöhen;

4. weist darauf hin, dass die Fischerei, 
insbesondere die handwerkliche Fischerei, 
und die damit verbundenen 
Wirtschaftszweige in vielen 
Entwicklungsländern eine wesentliche 
Rolle bei der Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen, für die Erzielung von 
Staatseinnahmen und den Exporte sowie 
für die Aufrechterhaltung lokaler 
Gemeinschaften spielen; bringt seine 
Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass es 
durch Überfischung und illegale Fischerei 
zu lokaler und regionaler Arbeitslosigkeit 
und zu Abwanderung kommt und somit 
die nachhaltige Entwicklung ernsthaft in 
Gefahr gebracht wird; fordert daher, dass 
die EU mit den Entwicklungsländern 
Fischereiabkommen abschließt, um die 
einheimische Fischereiindustrie mit 
besonderem Fokus auf kleinen und 
mittleren Fischern und 
Fischereibetrieben zu fördern, die 
Fischbestände zu überwachen, gegen 
Überfischung und illegale Fischerei 
vorzugehen, die biologische Vielfalt zu 
bewahren sowie die Erhöhung von
Hygiene- und Gesundheitsstandards zu 
unterstützen und zu fördern;

Or. de

Änderungsantrag 7
Ivo Vajgl

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. weist darauf hin, dass die Fischerei, 
insbesondere die handwerkliche Fischerei, 
und die damit verbundenen 
Wirtschaftszweige in vielen 
Entwicklungsländern eine wesentliche 
Rolle bei der Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen, für die Erzielung von 
Staatseinnahmen und den Exporte sowie 
für die Aufrechterhaltung lokaler 
Gemeinschaften spielen; bringt seine 
Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass es 
durch Überfischung und illegale Fischerei 
zu einer Abwanderung kommen und somit 
die nachhaltige Entwicklung ernsthaft in 
Gefahr gebracht werden könnte; fordert 
daher, dass die EU mit den 
Entwicklungsländern Fischereiabkommen 
abschließt, um die einheimische 
Fischereiindustrie zu fördern, die 
Fischbestände zu überwachen, gegen 
Überfischung und illegale Fischerei 
vorzugehen, die biologische Vielfalt zu 
bewahren sowie die Hygiene- und 
Gesundheitsstandards zu erhöhen;

4. weist darauf hin, dass die Fischerei, 
insbesondere die handwerkliche Fischerei, 
und die damit verbundenen 
Wirtschaftszweige in vielen 
Entwicklungsländern eine wesentliche 
Rolle bei der Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen, für die Erzielung von 
Staatseinnahmen und den Exporte sowie 
für die Aufrechterhaltung lokaler 
Gemeinschaften spielen; hält es für 
wesentlich, dass die Interessen der 
ansässigen Bevölkerung und ihre 
souveränen Rechte über die natürlichen 
Ressourcen berücksichtigt werden; bringt 
seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, 
dass es durch Überfischung und illegale 
Fischerei zu einer Abwanderung kommen 
und somit die nachhaltige Entwicklung 
ernsthaft in Gefahr gebracht werden 
könnte; fordert daher, dass die EU mit den 
Entwicklungsländern Fischereiabkommen 
abschließt, um die einheimische 
Fischereiindustrie zu fördern, die 
Fischbestände zu überwachen, gegen 
Überfischung und illegale Fischerei 
vorzugehen, die biologische Vielfalt zu 
bewahren sowie die Hygiene- und 
Gesundheitsstandards zu erhöhen;

Or. en

Änderungsantrag 8
Filip Kaczmarek

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. weist darauf hin, dass die Fischerei, 
insbesondere die handwerkliche Fischerei, 
und die damit verbundenen 

4. weist darauf hin, dass die Fischerei, 
insbesondere die handwerkliche Fischerei, 
und die damit verbundenen 
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Wirtschaftszweige in vielen 
Entwicklungsländern eine wesentliche 
Rolle bei der Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen, für die Erzielung von 
Staatseinnahmen und den Exporte sowie 
für die Aufrechterhaltung lokaler 
Gemeinschaften spielen; bringt seine 
Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass es 
durch Überfischung und illegale Fischerei 
zu einer Abwanderung kommen und somit 
die nachhaltige Entwicklung ernsthaft in 
Gefahr gebracht werden könnte; fordert
daher, dass die EU mit den 
Entwicklungsländern Fischereiabkommen 
abschließt, um die einheimische 
Fischereiindustrie zu fördern, die 
Fischbestände zu überwachen, gegen
Überfischung und illegale Fischerei 
vorzugehen, die biologische Vielfalt zu 
bewahren sowie die Hygiene- und 
Gesundheitsstandards zu erhöhen;

Wirtschaftszweige in vielen 
Entwicklungsländern eine wesentliche 
Rolle bei der Gewährleistung der 
Ernährungssicherheit, der Schaffung von 
Arbeitsplätzen, für die Erzielung von 
Staatseinnahmen und den Exporte sowie 
für die Aufrechterhaltung lokaler 
Gemeinschaften spielen; bringt seine 
Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass es 
durch illegale Fischerei zu einer 
Abwanderung kommen und somit die 
nachhaltige Entwicklung ernsthaft in 
Gefahr gebracht werden könnte; weist
daher auf die Tatsache hin, dass die
Fischereiabkommen der EU mit den 
Entwicklungsländern dazu beitragen, die 
einheimische Fischereiindustrie zu fördern, 
die Fischbestände zu überwachen, gegen 
illegale Fischerei vorzugehen, die 
biologische Vielfalt zu bewahren sowie die 
Hygiene- und Gesundheitsstandards zu 
erhöhen;

Or. en

Änderungsantrag 9
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4a. betont, dass es in der Pflicht eines 
jeden Staates liegt, die Bevölkerung vor 
Menschenrechtsverletzungen, auch 
vonseiten der Unternehmen, zu schützen;
betont, dass wirksame Rechtsmittel 
gefunden werden müssen, um die für 
Menschenrechtsverletzungen 
verantwortlichen Unternehmen zu 
bestrafen und Entschädigungen für die 
Opfer solcher Verletzungen 
bereitzustellen;

Or. en
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Änderungsantrag 10
Gabriele Zimmer

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. fordert die EU auf, durch ihre 
Handelsabkommen die gesellschaftliche 
Verantwortung von Unternehmen aktiv zu 
unterstützen, um somit ein weltweites 
Handelsumfeld anzustreben, das bei 
sozialen und ökologischen Fragen stärker
auf ethische Werte ausgerichtet ist;

5. fordert die EU auf, durch ihre 
Handelsabkommen die gesellschaftliche 
Verantwortung von Unternehmen aktiv zu 
unterstützen und verbindliche Regeln zu 
etablieren, um somit ein weltweites 
Handelsumfeld anzustreben, das bei 
sozialen und ökologischen Fragen in 
hohem Maße auf ethische Werte 
ausgerichtet ist;

Or. de

Änderungsantrag 11
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. fordert die EU auf, durch ihre 
Handelsabkommen die gesellschaftliche 
Verantwortung von Unternehmen aktiv zu 
unterstützen, um somit ein weltweites 
Handelsumfeld anzustreben, das bei 
sozialen und ökologischen Fragen stärker 
auf ethische Werte ausgerichtet ist;

5. fordert die EU nachdrücklich auf, in all 
ihren Politikbereichen und vor allem 
durch ihre Handelsabkommen die 
gesellschaftliche Verantwortung von 
Unternehmen aktiv mit einzubeziehen, um 
somit ein weltweites Handelsumfeld 
anzustreben, das bei sozialen und 
ökologischen Fragen stärker auf ethische 
Werte ausgerichtet ist; fordert die EU im 
weiteren Sinne auf, den freiwilligen 
Ansatz in der Politik der EU im Bereich 
der sozialen Verantwortung der 
Unternehmen zu überdenken; fordert die 
EU zudem auf, im Hinblick auf die 
Förderung eines fairen Handels 
eindeutige rechtliche Verpflichtungen für 



PE450.658v01-00 10/12 AM\833902DE.doc

DE

Unternehmen festzulegen, wirksame 
Mittel und Wege zu finden, um 
Unternehmen im Fall einer 
Zuwiderhandlung zur Verantwortung zu 
ziehen und Zielvorgaben im Bereich der 
sozialen Verantwortung von 
Unternehmen auszuarbeiten;

Or. en

Änderungsantrag 12
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6. fordert die Kommission auf, darauf zu 
bestehen, dass die Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen eine Voraussetzung für 
den Abschluss von Handelsabkommen ist, 
und die umfassende Einhaltung von 
Programmen zu unterstützen, durch die die 
Rechte der Arbeitnehmer und die Umwelt 
geschützt werden, wie zum Beispiel die 
Transparenzinitiative der Minenindustrie 
oder der Kimberly-Prozess in der 
Diamantindustrie;

6. fordert die Kommission auf, darauf zu 
bestehen, dass die Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen eine Voraussetzung für 
den Abschluss von Handelsabkommen ist, 
und die umfassende Einhaltung von 
Programmen zu unterstützen, durch die die 
Rechte der Arbeitnehmer und die Umwelt 
geschützt werden, wie zum Beispiel die 
Transparenzinitiative der Minenindustrie 
oder der Kimberly-Prozess in der 
Diamantindustrie; begrüßt in diesem 
Zusammenhang die Verabschiedung des 
neuen US-amerikanischen Gesetzes über 
„Konfliktmineralien“ und fordert die 
Kommission und den Rat auf, die 
Möglichkeit einer vergleichbaren 
Gesetzesinitiative zu prüfen;

Or. en

Änderungsantrag 13
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 7 a (neu)
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

7a. äußert seine Bedenken über den in 
Investitionsverträgen festgelegten 
Geltungsbereich von 
Investitionsmaßnahmen, der einerseits 
ausländischen Investoren den ihnen 
zustehenden Schutz gewährt und ihnen 
andererseits ermöglicht, sich vor 
Schiedsgerichten gegen 
Rechtsvorschriften des Gastlandes zu 
wenden, die auf die Verbesserung des 
Schutzes der Menschenrechte abzielen;
fordert die Kommission daher 
nachdrücklich auf, ihre Politik im 
Bereich der Auslandsinvestitionen darauf 
auszurichten, dass vonseiten der 
Unternehmen die Menschenrechte, die 
sozialen Rechte und das Umweltrecht 
geachtet werden;

Or. en

Änderungsantrag 14
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 9

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

9. verweist auf die enormen Unterschiede, 
die in Bezug auf Kapazitäten und Potenzial 
zwischen den Industrieländern und den 
ärmsten Nationen bestehen; fordert daher 
die Kommission auf, im Rahmen der
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
einen respektvollen, pragmatischen und
behutsamen Ansatz zu verfolgen, durch 
den angemessene Übergangszeiträume 
und Anpassungsmaßnahmen möglich 
werden, und dafür Sorge zu tragen, dass 
Länder, die sich gegen die Unterzeichnung 
eines Wirtschaftspartnerschaftsabkommens 
entscheiden, nicht dafür bestraft werden;

9. verweist auf die enormen Unterschiede, 
die in Bezug auf Kapazitäten und Potenzial 
zwischen den Industrieländern und den 
ärmsten Nationen bestehen; fordert daher 
die Kommission auf, im Rahmen ihres 
Verhandlungsansatzes bei 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
besser auf die Bedürfnisse der AKP-
Staaten einzugehen und dafür Sorge zu 
tragen, dass Länder, die sich gegen die 
Unterzeichnung eines 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens 
entscheiden, nicht dafür bestraft werden;
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Or. en

Änderungsantrag 15
Judith Sargentini im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 9 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

9a. fordert die Kommission auf, im 
Hinblick auf die Durchsetzung der 
Menschenrechte die in Instrumenten wie 
dem Allgemeinen Präferenzsystem und 
dem Cotonou-Abkommen enthaltenen 
Auflagenbindungen besser zu nutzen;
fordert die Kommission nachdrücklich 
auf, Drittländer bei der Einrichtung von 
Justizorganen, die Unternehmen für 
Menschenrechtsverletzungen zur 
Verantwortung ziehen können, verstärkt 
zu unterstützen;

Or. en


